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Entscheidende Behörde 

UVS Steiermark 

Entscheidungsdatum 

26.11.1999 

Geschäftszahl 

30.10-142/1999 

Spruch 

Der Unabhängige Verwaltungssenat für die Steiermark hat durch das Senatsmitglied Dr. Karin Clement über die 
Berufung des Herrn Dr. J L, vertreten durch Rechtsanwalt Dr. G L, G, gegen das Straferkenntnis der 
Bezirkshauptmannschaft Leibnitz vom 13.10.1999, GZ.: 15.1 1999/3497, wie folgt entschieden: 

Gemäß § 66 Abs 4 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (im Folgenden AVG) in Verbindung mit § 
24 Verwaltungsstrafgesetz 1991 (im Folgenden VStG) wird die Berufung abgewiesen. 

Gemäß § 64 Abs 1 und 2 VStG hat der Berufungswerber als Beitrag zu den Kosten des Berufungsverfahrens 
einen Betrag von S 160,-- (? 11,63) binnen vier Wochen ab Zustellung des Bescheides bei sonstigen 
Zwangsfolgen zu bezahlen. 

Text 

Mit dem aus dem Spruch ersichtlichen Straferkenntnis wurde dem Berufungswerber zur Last gelegt, er habe am 
27.4.1999 seinen Münsterländer names Felix, gegen 13.00 Uhr auf dem Parkplatz vor dem Gasthaus Edler in 
Stangersdorf 10, Gemeinde Lang, somit an einem öffentlichen Ort, weder mit einem Maulkorb versehen, noch so 
an der Leine geführt, dass eine jederzeitige Beherrschung des Tieres gewährleistet gewesen wäre. Der 
Berufungswerber habe dadurch die Rechtsvorschriften des § 6 a Abs 1 Stmk. Tierschutz- und Tierhaltegesetz, 
LGBl. Nr. 74/1984 i. d.g.F. verletzt und wurde wegen dieser Verwaltungsübertretung eine Geldstrafe von S 
800,-- (12 Stunden Ersatzfreiheitsstrafe) gemäß § 14 Abs 1 VStG 1991, BGBl. Nr. 52 i.d.g.F. verhängt. Dagegen 
richtet sich die rechtzeitig eingebrachte Berufung, mit welcher im Wesentlichen ausgeführt wird, dass es die 
Erstbehörde unterlassen habe die Zeugin I K zum gegenständlichen Vorfall zu befragen. Diese habe nämlich den 
Hund Felix aus dem PKW aussteigen lassen und sei Felix aus dem Auto gesprungen bevor der Beschuldigte 
überhaupt dazu gekommen sei den Hund an die Leine zu nehmen. Dies sei für den Berufungswerber ein 
unvorhergesehenes unabwendbares Ereignis gewesen. Überdies sei der Vorfall zwischen dem Berufungswerber 
und dem Pensionisten F R auf dem Parkplatz vor dem Gasthaus Edler nicht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem Freilaufen des Hundes Felix gestanden. Zu diesem Zeitpunkt der Auseinandersetzung mit dem 
Pensionisten F R sei der Hund bereits längst an die Leine genommen gewesen. Selbst wenn man davon ausgeht, 
dass der Berufungswerber gegen § 6 a Abs 1 Stmk. Tierschutz- und Tierhaltegesetz verstoßen habe, wäre wegen 
geringen Verschuldens mit einer Ermahnung das Auslangen zu finden gewesen. 

Eine öffentliche, mündliche Verhandlung konnte unter Hinweis auf § 51 e Abs 3 VStG entfallen, nachdem im 
bekämpften Bescheid eine S 3.000,-- übersteigende Geldstrafe nicht verhängt worden ist und die Durchführung 
einer Verhandlung weder zur Beurteilung der gegenständlichen Verwaltungsübertretung erforderlich war noch 
vom Berufungswerber beantragt wurde. 

Unbestrittenermaßen steht fest, dass am 27.4.1999, gegen 13.00 Uhr der Münsterländer names Felix auf dem 
Parkplatz vor dem Gasthaus Edler in Stangersdorf 10 herumlief, somit an einem öffentlichen Ort, und weder mit 
einem Maulkorb versehen war, noch so an der Leine geführt wurde, dass eine jederzeitige Beherrschung des 
Tieres gewährleistet war. Tierhalter war der Berufungswerber. Dr. I K parkte ihren PKW Volvo gegen 13.00 Uhr 
am Parkplatz des Gasthauses Edler. Der Berufungswerber als auch I K Tochter stiegen aus dem Fahrzeug aus. I 
K öffnete die Heckklappe um "Felix" herauszulassen. 

In rechtlicher Beurteilung dieses Sachverhaltes ist festzuhalten, dass es sich bei der Verwaltungsübertretung 
nach § 6 a Abs 1 Stmk. Tierschutz- und Tierhaltegesetzes 1993 i.d.g.F. um ein Ungehorsamsdelikt handelt. 
Gemäß § 5 Abs 1 VStG genügt zur Strafbarkeit fahrlässiges Verhalten, wenn eine Verwaltungsvorschrift über 
das Verschulden nichts anderes bestimmt. Fahrlässigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder bei 
Nichtbefolgen eines Gebotes dann ohne weiters anzunehmen, wenn zum Tatbestand einer 
Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehört und der Täter nicht glaubhaft 
macht, dass ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein Verschulden trifft. Der Beschuldigte hat daher 
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initiativ alles darzulegen, was für seine Entlastung spricht. Der Berufungswerber brachte vor, dass nicht er 
sondern eine dritte Person den Kofferraum des PKWs, mit welchem er zum Parkplatz des Gasthauses Eder 
mitgefahren sei, geöffnet habe und so der Hunde ohne Leine ins Freie gelangen konnte. Der Begriff der 
Fahrlässigkeit ist in § 6 StGB definiert, wobei zwischen bewusster und unbewusster Fahrlässigkeit unterschieden 
wird. Im Falle der unbewussten Fahrlässigkeit verkennt der Täter zu Folge Außerachtlassung der gebotenen 
Sorgfalt, dass er einen tatbildmäßigen Sachverhalt verwirklichen könne. Zur Frage des Ausmaßes der objektiven 
Sorgfaltspflicht hat der VwGH wiederholt ausgesprochen, dass der hierfür geltende Maßstab ein objektiv 
normativer ist. Maßfigur ist hierbei der einsichtige und besonnene Mensch, den man sich in die Lage des Täters 
versetzt zu denken hat. Die objektiven Sorgfaltspflichten legen daher immer nur das Mindestmaß der 
anzuwendenden Sorgfalt fest. Die Verletzung solcher Sorgfaltspflichten, die die Rechtsordnung nach den 
gesamten Umständen des Falles vernünftigerweise auferlegen darf, machen das Wesen der objektiven 
Sorgfaltswidrigkeit aus (vgl. VwGH 12.6.1989, 88/10/0169). 

Das Maß der erforderlichen Beaufsichtigung und Verwahrung eines Hundes hat in elastischer und den 
Umständen des Einzelfalles rechnungtragenderweise zu erfolgen, wobei insbesondere die Gefährlichkeit des 
Tieres nach seiner Art und Individualität eine Rolle spielt. Dass ein Hund ohne einen um den Fang 
geschlossenen Maulkorb und ohne an der Leine geführt zu werden auch an einen öffentlichen Ort nicht gelangen 
kann, liegt in der Verantwortung des Hundehalters. Dass der Berufungswerber Vorkehrungen getroffen hat, dass 
nach dem Aussteigen aus dem PKW der Hund nicht ins Freie gelangen kann ohne vorher angeleint zu werden 
oder ihm allenfalls ein Maulkorb umgelegt wird, hat er weder behauptet noch hiefür Beweise angeboten. Durch 
das Aussteigen aller Fahrzeuginsassen und somit das Öffnen der Türe war dem Hund bereits Gelegenheit 
geboten worden, das Fahrzeug zu verlassen. Dass in weiterer Folge noch extra die Heckklappe geöffnet wurde 
um dem Hund einen Austritt ins Freie zu ermöglichen, liegt somit in der Verantwortung des Berufungswerbers, 
welcher unmittelbar am Ort der Handlung anwesend war. Von einem unvorhersehbaren Ereignis kann in diesem 
Zusammenhang nicht gesprochen werden. Von einem umsichtigen Hundehalter ist insbesondere zu erwarten, 
dass er im Hinblick auf die vorhandene Situation - ein weiterer Hund oder auch Person befinden sich auf dem 
Parkplatz - entsprechende Vorkehrungen trifft. Im vorliegenden Fall hat somit der Berufungswerber fahrlässig 
dafür nicht Sorge getragen, dass es dem Hund möglich war ohne Maulkorb und ohne Leine auf dem Parkplatz 
herum zu laufen, sodass er die ihm durch Gesetz auferlegte Pflicht nach § 6 a Stmk. Tierschutz- und 
Tierhaltegesetz zu verantworten hat. 

Der vom Berufungswerber geführte Entlastungsbeweis ist daher nicht gelungen, es bleibt daher zu prüfen, ob die 
über den Berufungswerber verhängte Strafe schuld- und tatangemessen durch die Erstbehörde verhängt wurde. 

Gemäß § 19 Abs 1 VStG ist Grundlage für die Bemessung der Strafe stets das Ausmaß der mit der Tat 
verbundenen Schädigung oder Gefährdung derjenigen Interessen, deren Schutz die Strafdrohung dient und der 
Umstand, inwieweit die Tat sonst nachteilige Folgen nach sich gezogen hat. 

Schutzzweck der übertretenen Norm ist es, Mensch oder Tier vor wodurch auch immer ausgelösten Attacken 
eines Hundes zu schützen, indem dieser einerseits durch den Maulkorb gehindert wird zuzubeißen oder 
andererseits durch die Leinenführung eine jederzeitige Beherrschung des Tieres durch den Hundehalter 
gewährleistet wird. Die der Bestrafung zugrundeliegende Unterlassung gefährdet in nicht unerheblichen Ausmaß 
somit die Gesundheit und körperliche Unversehrtheit dritter Personen oder Tiere. Durch die Unterlassung der 
ihm auferlegten Sorgfaltspflichten hat der Berufungswerber somit eindeutig gegen den Schutzzweck der zur Last 
gelegten Norm verstoßen. Da die Folgen der Übertretung - der Hund konnte, da er weder an der Leine geführt 
wurde noch mit einem um den Fang geschlossenen Maulkorb versehen war auf den Pudel "Nicki" springen und 
im Nackenbereich zubeißen - nicht unbedeutend sind, konnte § 21 VStG nicht zu Anwendung kommen. 

Gemäß § 19 Abs 2 VStG sind die nach dem Zweck der Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- 
und Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abgzuwägen. Auf das 
Ausmaß des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart des 
Verwaltungsstrafrechtes sind die Bestimmungen der §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden. 
Die Einkommens-, Vermögens- und Familienverhältnisse des Beschuldigten sind bei der Bemessung von 
Geldstrafen zu berücksichtigen. 

Als mildernd konnte die Unbescholtenheit gewertet werden. Erschwerungsgründe liegen keine vor. Als 
Verschuldensform liegt, wie ausführlich dargelegt, Fahrlässigkeit vor. Auch unter Berücksichtigung der 
Einkommens-, Vermögens- und Familienverhältnisse des Berufungswerbers (monatliches Nettoeinkommen laut 
Personalblatt S, Sorgepflichten für ein Kind, Vermögen ein Einfamilienhaus) erscheint die von der Erstbehörde 
verhängte Strafe schuld- und tatangemessen, da diese ohnedies im untersten Strafbereich des gesetzlichen 
Strafrahmens des § 14 Abs 1 Stmk. Tierschutz- und Tierhaltegesetz von bis zu S 100.000,-- liegt. 

Die Festsetzung des Kostenbeitrages zum Verwaltungsstrafverfahren zweiter Instanz ergibt sich aus § 64 VStG, 
wonach im Fall der vollinhaltlichen Bestätigung des Straferkenntnisses erster Instanz durch die 
Berufungsbehörde dieser Betrag mit 20 % der verhängten Strafe festzusetzen ist. 


